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SATZUNGSBESCHEINIGUNG

Formycon AG mit dem Sitz in München,
(Amtsgericht München, HRB 200801)

Gemäß 5 181 Abs. 1 Satz 2 AktG bescheinige ich hiermit, dass es sich bei nachstehender Fas-

sung um den vollständigen Wortlaut der Satzung der Firma

Formycon AG
mit dem Sitz in München

handelt, wobei die geänderten Satzungsbestimmungen mit dem Beschluss des Aufsichtsrates
über die Fassung der Satzung und die unveränderten Satzungsbestimmungen mit dem zuletzt

zum Handelsregister eingereichten vollständigen Wortlaut der Satzung übereinstimmen.

München, den 01.08.2024

3

Damian Wolfgang Najdecki, Notar
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Satzung

Formycon AG, München

I. Allgemeine Bestimmungen

Firma, Sitz, Dauer der Gesellschaft

Die Aktiengesellschaft führt die Firma Formycon AG.

Die Gesellschaft hat ihren Sitz in München.

1.

2.

Die Gesellschaft ist auf unbestimmte Zeit errichtet.3.

Gegenstand des Unternehmens

Gegenstand des Unternehmens ist die Entwicklung von pharmazeutischen und bi-
opharmazeutischen Produkten, die Entwicklung von Medikamententransportsyste-
men, die Durchführung von Laborleistungen und -arbeiten für Dritte sowie die Durch-
führung diagnostischer Laborleistungen.

1.

Die Gesellschaft kann Beteiligungen, Grundstücke oder Gebäude erwerben, halten
oder veräußern, sowie Zweigniederlassungen im In- und Ausland errichten, diese un-
ter einheitlicher Leitung zusammenfassen, Unternehmensverträge mit ihnen schließen
oder sich auf die Beteiligung derselben beschränken.

2.

Die Gesellschaft ist im Übrigen befugt, alle Geschäfte vorzunehmen, die geeignet er-
scheinen, den Gesellschaftszweck unmittelbar oder mittelbar zu fördern. Sie darf ins-
besondere auch Unternehmen mit gleichem oder anderem Gesellschaftszweck grün-
den sowie Zweigniederlassungen im In- und Ausland errichten. Sie kann ihren Betrieb
ganz oder teilweise veräußern oder auf andere Unternehmen übertragen.

3.

Die Gesellschaft kann ihre Tätigkeiten auch auf einen Teil der in Absatz 1 genannten
Tätigkeiten beschränken. Sie kann den Gegenstand des Unternehmens gemäß Ab-
satz 1 auch ganz oder teilweise durch verbundene Unternehmen im Sinne der 88 15 ff.
AktG oder Unternehmen, an denen die Gesellschaft beteiligt ist (einschließlich Ge-
meinschaftsunternehmen), verfolgen.

4.

Bekanntmachungen

Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Bundesanzeiger, soweit nicht zwin-
gende gesetzliche Vorschriften etwas Abweichendes bestimmen. Freiwillige Bekanntma-
chungen erfolgen auf der Website der Gesellschaft. Die Gesellschaft ist berechtigt, soweit
gesetzlich zulässig, den Aktionären Informationen im Wege der Datenfernübertragung zu
übermitteln.
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li. Grundkapital und Aktien

Höhe und Einteilung des Grundkapitals

Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 17.662.127,00 (in Worten: siebzehn
Millionen sechshundertzweiundsechzigtausendeinhundertsiebenundzwanzig) und ist

eingeteilt in 17.662.127 Stückaktien.

1.

Die Aktien lauten auf den Inhaber.2.

Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit bis zum 11.

Juni 2029 mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder mehrmals um insgesamt
bis zu EUR 8.828.451,00 (in Worten: acht Millionen achthundertachtundzwanzigtau-
send vierhunderteinundfünfzig Euro) durch Ausgabe von bis zu 8.828.451 neuen, auf
den Inhaber lautenden Stückaktien („Maximalbetrag") gegen Bar- und/oder Sachein-

lagen zu erhöhen („Genehmigtes Kapital 2024/1*). Auf den Maximalbetrag ist der an-

teilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, der auf neue Aktien entfällt, die nach
dem 3. Mai 2024 aufgrund der Ausübung des Genehmigten Kapitals 2023, das durch
Beschluss der Hauptversammlung vom 25. Juli 2023 geschaffen wurde, ausgegeben
worden sind. Den Aktionären der Gesellschaft ist grundsätzlich ein Bezugsrecht ein-
zuräumen. Die Aktien können dabei nach $ 186 Abs. 5 AktG auch von einem oder
mehreren Kreditinstitut(en), Wertpapierinstitut(en) oder gemäß 95 53 Abs. 1 Satz 1 oder

8 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen tätigen Unter-
nehmen mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug
anzubieten (sog. mittelbares Bezugsrecht).Der Vorstand ist ermächtigt, das Bezugs-
recht der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats für eine oder mehrere Kapital-
erhöhungen im Rahmen des Genehmigten Kapitals 2024/| auszuschließen,

3.

() um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen;

zurAusgabe von Aktien gegen Bareinlagen, wenn der Ausgabebetrag der neuen
Aktien den Börsenpreis (einschließlich der Notierung im Freiverkehr) der bereits
börsennotierten Aktien der Gesellschaft nicht wesentlich im Sinne der 89 203
Abs. 1 und Abs. 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet und der auf die unter
Ausschluss des Bezugsrechts gemäß $ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegebenen
neuen Aktien entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals insgesamt 20 %
des Grundkapitals der Gesellschaft nicht überschreitet, und zwar weder zum

Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch - wenn dieser Betrag geringer ist - im Zeit-
punkt der Ausübung des Genehmigten Kapitals 2024/l. Auf diese Begrenzung
von 20 % des Grundkapitals ist der anteilige Betrag des Grundkapitals anzu-
rechnen, der auf Aktien entfällt, (a) die während der Laufzeit des Genehmigten
Kapitals 2024/] aufgrund einer Ermächtigung zur Veräußerung eigener Aktien
gemäß $ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 Halbsatz 2 AktG in Verbindung mit $ 186 Abs.
3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre veräußert wer-
den; (b) die zur Bedienung von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder
Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten ausgegeben werden
oder auszugeben sind, sofern diese Schuldverschreibungen in entsprechender
Anwendung des 95 186 Abs. 3 Satz 4 AktG während der Laufzeit des Genehmig-
ten Kapitals 2024/l unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgege-
ben werden; (c) die während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2024/| aus
anderem genehmigten Kapital unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktio-
näre gemäß $ 203 Abs. 2 Satz 1 AktG in Verbindung mit $ 186 Abs. 3 Satz 4
AktG oder auf der Grundlage sonstiger Kapitalmaßnahmen unter Ausschluss
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(ii)

(iv)

(v)

des Bezugsrechts der Aktionäre in entsprechender Anwendung von $ 186 Abs.
3 Satz 4 AktG ausgegeben werden;

zur Ausgabe von Aktien gegen Sacheinlagen insbesondere - aber ohne Be-
schränkung hierauf - im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder
zum Zwecke des (auch mittelbaren) Erwerbs von Unternehmen, Betrieben, Un-
ternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen oder von sonstigen Vermö-
gensgegenständen, einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder
ihre Konzerngesellschaften, oder zur Bedienung von Schuldverschreibungen,
die gegen Sacheinlagen ausgegeben werden;

soweit es erforderlich ist, um Inhabern bzw. Gläubigern von Wandelschuldver-
schreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Ge-
winnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) (gemein-
sam „Schuldverschreibungen"), die mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw.
Wandlungs- oder Optionspflichten ausgestattet sind und die von der Gesell-
schaft oder einer unmittelbaren oder mittelbaren Beteiligungsgesellschaft aus-
gegeben wurden oder noch werden, ein Bezugsrecht auf neue, auf den Inhaber
lautende Stückaktien der Gesellschaft in dem Umfang zu gewähren, wie es
ihnen nach Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung
von Wandlungs- oder Optionspflichten als Aktionär zustünde oder soweit die
Gesellschaft ein Wahlrecht bezüglich solcher Schuldverschreibungen ausübt,
ganz oder teilweise Aktien der Gesellschaft anstelle der Zahlung des fälligen
Geldbetrags zu gewähren;

um im Rahmen von Aktienbeteiligungs- oder anderen aktienbasierten Program-
men Mitgliedern des Vorstands der Gesellschaft, Mitgliedern der Geschäftsfüh-
rung eines mit der Gesellschaft im Sinne von & 15 AktG verbundenen Unterneh-
mens oder Arbeitnehmern der Gesellschaft und ihrer im Sinne von & 15 AktG
verbundenen Unternehmen neue Aktien gegen Bar- und/oder Sacheinlage, ein-
schließlich Forderungen gegen die Gesellschaft, zu gewähren. Die Ausgabe der
neuen Aktien kann dabei insbesondere auch zu vergünstigten Bedingungen (un-
ter Einschluss einer Ausgabe zum geringsten Ausgabebetrag im Sinne von 5 9
Abs. 1 AktG) und/oder gegen Einlage von Vergütungsansprüchen erfolgen. Die
neuen Aktien können dabei auch unter Zwischenschaltung von einem oder meh-
reren Kreditinstitutfen), Wertpapierinstitut(en) oder eines gemäß $ 53 Abs. 1

Satz 1 oder 8 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen
tätigen Unternehmens ausgegeben werden. Soweit gesetzlich zulässig, können
die neuen Aktien auch in der Weise ausgegeben werden, dass die auf sie zu
leistende Einlage aus dem Teil des Jahresüberschusses gedeckt wird, den Vor-
stand und Aufsichtsrat nach $ 58 Abs. 2 AktG in andere Gewinnrücklagen ein-
stellen könnten. Der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf Aktien entfällt,
die in Ausnutzung dieser Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss ausge-
geben werden, darf insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht überschreiten, und
zwarweder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung
dieser Ermächtigung. Auf diese Begrenzung von 10 % ist der anteilige Betrag
des Grundkapitals anzurechnen, der auf Aktien entfällt, die seit der Beschluss-
fassung über das Genehmigte Kapital 2024/l aus genehmigtem Kapital, beding-
tem Kapital oder aus eigenen Aktien an Mitglieder des Vorstands der Gesell-
schaft, Mitglieder der Geschäftsführung eines mit der Gesellschaft im Sinne von
$ 15 AktG verbundenen Unternehmens oder Arbeitnehmer der Gesellschaft und
ihrer im Sinne von $ 15 AktG verbundenen Unternehmen im Rahmen von Betei-
ligungsprogrammen und/oder im Rahmen einer aktienbasierten Vergütung aus-
gegeben oder übertragen wurden. Soweit im Rahmen dieser Ermächtigung Mit-
gliedern des Vorstands der Gesellschaft Aktien gewährt werden sollen,
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entscheidet entsprechend der aktienrechtlichen Zuständigkeitsverteilung über
die Zuteilung der Aufsichtsrat der Gesellschaft;

(vi) zur Durchführung einer Aktiendividende, in deren Rahmen Aktien der Gesell-
schaft (auch teilweise und/oder wahlweise) gegen Einlage von Dividendenan-
sprüchen der Aktionäre ausgegeben werden (Aktiendividende).

Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen. Dies umfasst auch die Festlegung der
Gewinnanteilsberechtigung der neuen Aktien, welche - soweit rechtlich zulässig - ab-
weichend von 5 60 Abs. 2 AktG auch für ein bereits abgelaufenes Geschäftsjahr fest-
gelegt werden kann. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, nach vollständiger oder teilweiser
Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2024/I oder nach Ablauf der Frist für die Aus-
nutzung des Genehmigten Kapitals 2024/| die Fassung der Satzung entsprechend an-
zupassen.

Der Vorstand bestimmt mit Zustimmung des Aufsichtsrats Form und Inhalt von Aktien-
urkunden sowie etwaiger Gewinnanteil- und Erneuerungsscheine.

4.

Ein Anspruch der Aktionäre auf Verbriefung ihrer Anteile ist ausgeschlossen, soweit
dies gesetzlich zulässig ist. Die Gesellschaft ist berechtigt, Aktienurkunden auszustel-
len, die einzelne Aktien (Einzelaktien) oder mehrere bzw. alle Aktien (Sammelaktien)
verkörpern. Ein Anspruch der Aktionäre auf Ausgabe von Gewinnanteil- und Erneue-
rungsscheinen ist ausgeschlossen.

5.

Das Grundkapital der Gesellschaft ist bis zu EUR 724.000,00 durch Ausgabe von bis
zu 724.000 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes
Kapital 2020). Das Bedingte Kapital 2020 dient ausschließlich der Sicherung von Be-
zugsrechten, die aufgrund der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 10. Dezem-
ber 2020 im Rahmen des Aktienoptionsprogramms 2020 in der Zeit bis einschließlich
zum 9. Dezember 2025 an Mitglieder des Vorstands und Arbeitnehmer der Gesell-
schaft sowie an Mitglieder der Geschäftsführungen und Arbeitnehmer von mit der Ge-
sellschaft verbundenen Unternehmen ausgegeben werden. Die bedingte Kapitalerhö-
hung wird nur insoweit durchgeführt, wie Bezugsrechte ausgegeben werden und deren
Inhaber von ihrem Bezugsrecht auf Aktien der Gesellschaft Gebrauch machen und die
Gesellschaft nicht in Erfüllung der Bezugsrechte eigene Aktien gewährt oder Baraus-
gleich leistet. Die neuen Aktien nehmen von Beginn des Geschäftsjahres an, für das
zum Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien noch kein Beschluss der Hauptver-
sammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist, am Gewinn
teil. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Ein-
zelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. Soweit der
Vorstand betroffen ist, ist der Aufsichtsrat entsprechend ermächtigt. Der Aufsichtsrat
ist des Weiteren ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend der jeweiligen
Ausnutzung des bedingten Kapitals anzupassen.

6.

Das Grundkapital ist um bis zu EUR 6.497.125,00 durch Ausgabe von bis zu
Stück 6.497.125 auf den Inhaber lautende Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Ka-
pital 2022). Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die In-
haber oder Gläubiger von Options- oder Wandlungsrechten oder die zur Wandlung
oder Optionsausübung Verpflichteten aus ausgegebenen Options- oderWandelanlei-
hen, die aufgrund der von der Hauptversammlung vom 30. Juni 2022 beschlossenen
Ermächtigung bis zum 29. Juni 2027 von der Gesellschaft oder einem Konzernunter-
nehmen der Gesellschaft im Sinne von g 18 AktG ausgegeben oder garantiert werden,
von ihren Options- oder Wandlungsrechten Gebrauch machen oder, soweit sie zur
Wandlung verpflichtet sind, ihre Verpflichtung zur Wandlung erfüllen, oder soweit die
Gesellschaft ein Wahlrecht ausübt, ganz oder teilweise anstelle der Zahlung des

7.
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fälligen Geldbetrags Aktien der Gesellschaft zu gewähren, soweit nichtt jeweils ein Bar-
ausgleich gewährt oder eigene Aktien oder Aktien einer anderen börsennotierten Ge-
sellschaft zur Bedienung eingesetzt werden.

Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorstehend bezeich-
neten Ermächtigungsbeschlusses jeweils zu bestimmenden Wandlungs- oder Opti-
onspreises.

Die aufgrund der Ausübung des Wandlungs- oder Optionsrechts oder der Erfüllung
derWandlungspflicht ausgegebenen neuen Aktien nehmen grundsätzlich vom Beginn
des Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, am Gewinn teil; soweit neue Aktien
jedoch aufgrund einerWandiungs- oder Ausübungserklärung ausgegeben werden, die
noch vor der Jahreshauptversammlung der Gesellschaft, die über die Verwendung des
Bilanzgewinns des vorangegangenen Geschäftsjahres beschließt, erklärt wurde, so
gilt die Dividendenberechtigung dieser neuen Aktien auch für das ihrer Ausgabe vo-
rangegangene Geschäftsjahr. Soweit rechtlich zulässig, kann der Vorstand mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats die Gewinnbeteiligung neuer Aktien abweichend von 95 60
Abs. 2 AktG festlegen.

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelhei-
ten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.

Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 227.750,00 durch Ausgabe von
bis zu 227.750 auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Ka-
pital 2015). Das Bedingte Kapital 2015 dient ausschließlich der Sicherung von Bezugs-
rechten, die aufgrund der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 30. Juni 2015 im
Rahmen des Aktienoptionsprogramms 2015 in der Zeit bis einschließlich zum 29. Juni
2020 an Mitglieder des Vorstands und Arbeitnehmer der Gesellschaft sowie an Mit-
glieder der Geschäftsführungen und Arbeitnehmer von mit der Gesellschaft verbunde-
nen Unternehmen ausgegeben werden. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur inso-
weit durchgeführt, wie Bezugsrechte ausgegeben werden und deren Inhaber von ih-
rem Bezugsrecht auf Aktien der Gesellschaft Gebrauch machen und die Gesellschaft
nicht in Erfüllung der Bezugsrechte eigene Aktien gewährt oder Barausgleich leistet.
Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, für das zum Zeitpunkt
der Ausgabe der neuen Aktien noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die
Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist, am Gewinn teil. Der Vorstand ist
ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchfüh-
rung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. Soweit der Vorstand betroffen ist,
ist der Aufsichtsrat entsprechend ermächtigt. Der Aufsichtsrat ist des Weiteren er-
mächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend der jeweiligen Ausnutzung des be-
dingten Kapitals anzupassen.

8.

Bei einer Kapitalerhöhung kann die Gewinnbeteiligung abweichend von 5 60 Abs. 2
AktG bestimmt werden.

Ill. Vorstand

Zusammensetzung des Vorstands, Vertretung, Geschäftsführung

Der Vorstand besteht aus einem Mitglied oder mehreren Mitgliedern. Der Aufsichtsrat
bestellt die Vorstandsmitglieder und bestimmt ihre Zahl. Erkann ein Vorstandsmitglied

9.

1.

zum Vorsitzenden des Vorstands ernennen, wenn der Vorstand aus mehreren Perso-
nen besteht. Der Aufsichtsrat kann auch stellvertretende Vorstandsmitglieder bestel-
len.
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Die Gesellschaft wird gesetzlich durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch ein Vor-
standsmitglied in Gemeinschaft mit einem Prokuristen vertreten. Hat die Gesellschaft
als Vorstand nur eine Person, so vertritt diese die Gesellschaft allein. Der Aufsichtsrat
kann einzelnen Vorstandsmitgliedern Alleinvertretungsbefugnis und für den Fall der
Mehrvertretung Befreiung von den Beschränkungen des $ 181 2. Alt BGB erteilen.
Stellvertretende Vorstandsmitglieder vertreten die Gesellschaft wie ordentliche Vor-
standsmitglieder. Der Aufsichtsrat kann bestimmen, dass einzelne Vorstandsmitglie-
der die Gesellschaft stets einzeln vertreten.

2.

Die Verteilung der Geschäfte unter den Mitgliedern des Vorstands sowie die Einzel-
heiten der Beschlussfassung des Vorstands kann der Aufsichtsrat durch eine jederzeit
abänderbare Geschäftsordnung regeln. In dieser Geschäftsordnung ist auch festzule-
gen, welche Geschäfte - über die gesetzlich vorgesehenen Fälle hinaus - der Zustim-
mung des Aufsichtsrats bedürfen.

3.

IV. Aufsichtsrat

Zusammensetzung und Wahl des Aufsichtsrats

Der Aufsichtsrat besteht aus fünf (5) Mitgliedern. Die Aufsichtsratsmitglieder werden
von der Hauptversammlung gewählt. Die Hauptversammlung ist an Wahlvorschläge
nicht gebunden.

1.

Sofern die Hauptversammlung nicht eine kürzere Amtszeit festlegt, werden die Auf-

sichtsratsmitglieder bis zur Beendigung der Hauptversammlung gewählt, die über die

Entlastung der Aufsichtsratsmitglieder für das vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn
der Amtszeit beschließt. Das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, wird nicht

mitgerechnet. Die Wiederwahl von Aufsichtsratsmitgliedern ist zulässig.

2.

Scheidet ein Aufsichtsratsmitglied vor Ablauf seiner Amtszeit aus dem Aufsichtsrat
aus, soll in der nächsten Hauptversammlung ein Nachfolger für das ausgeschiedene
Mitglied gewähltwerden. Die Amtszeit des neugewählten Aufsichtsratsmitglieds gilt für
den Rest der Amtsdauer des ausgeschiedenen Mitglieds, sofern nicht die Hauptver-
sammlung eine andere Amtszeit bestimmt, welche die Amtszeit gemäß Absatz 2

Satz 1 nicht überschreiten darf.

3.

Die Hauptversammlung kann für die Aufsichtsratsmitglieder gleichzeitig Ersatzmitglie-
derwählen. Diese treten in einer von der Hauptversammlung bei derWahl bestimmten

Reihenfolge an die Stelle der vor Ablauf der regulären Amtszeit ausscheidenden Auf-
sichtsratsmitglieder. Tritt ein Ersatzmitglied an die Stelle des ausgeschiedenen Auf-
sichtsratsmitglieds, erlischt sein Amt mit Ende der Hauptversammlung, in der eine
Nachwahl nach vorstehendem Absatz 3 stattfindet, spätestens jedoch mit Ablauf der
Amtszeit des ausgeschiedenen Aufsichtsratsmitglieds. War das infolge einer Nach-
wahl ausgeschiedene Ersatzmitglied für mehrere Aufsichtsratsmitglieder bestellt wor-
den, lebt seine Stellung als Ersatzmitglied wieder auf.

4.

Die Hauptversammlung kann die Aufsichtsratsmitglieder vor Ablauf ihrer Amtszeit
ohne Angabe von Gründen abberufen.

5.

Jedes Mitglied und Ersatzmitglied des Aufsichtsrats kann sein Amt auch ohne wichti-
gen Grund durch eine an den Vorsitzenden des Aufsichtsrats - oder, im Falle einer
Amtsniederlegung durch den Vorsitzenden, an seinen Stellvertreter - zu richtende Er-
klärung in Textform (8 126b BGB) unter Einhaltung einer Frist von mindestens einem

6.
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Monat niederlegen. Der Vorsitzende oder, im Falle der Niederlegung durch den Vor-
sitzenden, sein Stellvertreter kann die Frist abkürzen oder auf die Einhaltung der Frist
verzichten.

Vorsitzender und Stellvertreter

Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter.
Die Wahl erfolgt im Anschluss an die Hauptversammlung, in der die Aufsichtsratsmit-
glieder neu gewählt worden sind; zu dieser Sitzung bedarf es keiner besonderen Ein-
ladung. Die Wahl leitet das an Lebensjahren älteste anwesende Aufsichtsratsmitglied.
Die Amtszeit des Vorsitzenden und des Stellvertreters entspricht, soweit nicht bei der
Wahl eine kürzere Amtszeit bestimmt wird, ihrer jeweiligen Amtszeit als Aufsichtsrats-
mitglied.

1.

Scheidet der Vorsitzende oder sein Stellvertreter vorzeitig aus dem Amt aus, berührt
dies die Fortdauer des Amtes des stellvertretenden Vorsitzenden bzw. des Vorsitzen-
den nicht. Der Aufsichtsrat hat dann unverzüglich einen neuen Vorsitzenden bzw. stell-
vertretenden Vorsitzenden für die restliche Amtszeit des Ausgeschiedenen zu wählen.

2.

Der Stellvertreter des Vorsitzenden hat, vorbehaltlich anderweitiger Regelungen des
Gesetzes oder dieser Satzung, die gesetzlichen und satzungsgemäßen Rechte und
Pflichten des Vorsitzenden wahrzunehmen, wenn dieser verhindert ist.

3.

Willenserklärungen des Aufsichtsrats werden namens des Aufsichtsrats durch den
Vorsitzenden und, wenn dieser verhindert ist, durch seinen Stellvertreter abgegeben.
Der Vorsitzende und bei dessen Verhinderung sein Stellvertreter sind ermächtigt, Er-
klärungen für den Aufsichtsrat entgegenzunehmen.

4.

Rechte und Pflichten des Aufsichtsrats; Geschäftsordnung und Ausschüsse

Der Aufsichtsrat hat alle Rechte und Pflichten, die ihm durch Gesetz und diese Sat-
zung zugewiesen werden. Die Aufsichtsratsmitglieder sind nicht an Aufträge oderWei-
sungen gebunden.

1.

Der Aufsichtsrat ist befugt, Änderungen und Ergänzungen der Satzung zu beschlie-
ßen, die nur die Fassung der Satzung betreffen.

2.

Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschäftsordnung im Rahmen der gesetzlichen Vor-
schriften und der Bestimmungen dieser Satzung.

3.

Der Aufsichtsrat bildet und besetzt aus seiner Mitte einen Prüfungsausschuss. Der
Aufsichtsrat kann nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften aus seiner Mitte wei-
tere Ausschüsse bilden und deren Zusammensetzung, Aufgaben und Befugnisse in
einer Geschäftsordnung festlegen. Soweit das Gesetz oder die Satzung es zulassen,
kann der Aufsichtsrat ihm obliegende Aufgaben, Entscheidungsbefugnisse und
Rechte auf seinen Vorsitzenden, einzelne seiner Mitglieder oder aus seiner Mitte ge-
bildete Ausschüsse übertragen.

4.

Sitzungen und Beschlussfassung

Der Aufsichtsrat hält so viele Sitzungen ab, wie es das Gesetz oder die Geschäfte der
Gesellschaft erfordern; er tagt mindestens zweimal im Kalenderhalbjahr.

1.
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Der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder sein Stellvertreter beruft die Sitzungen unter

Einhaltung einer Frist von mindestens zwölf (12) Tagen ein. Bei der Berechnung der
Frist werden der Tag der Absendung der Einladung und der Tag der Sitzung nicht

mitgerechnet. Die Einberufung kann schriftlich, per E-Mail oder mittels sonstiger elekt-
ronischer Kommunikationsmittel erfolgen. Der Vorsitzende kann diese Frist in dringen-
den Fällen angemessen verkürzen und die Sitzung auch mündlich oder fernmündlich
einberufen.

2.

Der Vorsitzende des Aufsichtsrats leitet die Sitzungen.3.

Beschlüsse des Aufsichtsrats werden in der Regel in Sitzungen gefasst. Auf Anord-
nung des Vorsitzenden oder mit Zustimmung aller Mitglieder des Aufsichtsrats können

Sitzungen auch in Form einer Telefonkonferenz oder mittels sonstiger elektronischer
Kommunikationsmittel (insbesondere Videokonferenz) abgehalten und/oder einzelne

Aufsichtsratsmitglieder telefonisch oder mittels sonstiger elektronischer Kommunikati-
onsmittel zugeschaltet werden; in diesen Fällen kann die Beschlussfassung im Wege
der Telefonkonferenz oder mittels sonstiger elektronischer Kommunikationsmittel er-

folgen. Telefonisch oder mittels sonstiger elektronischer Kommunikationsmittel zuge-
schaltete Aufsichtsratsmitglieder gelten als anwesend. Abwesende bzw. nicht telefo-
nisch oder über sonstige elektronische Kommunikationsmittel teilnehmende oder zu-

geschaltete Aufsichtsratsmitglieder können auch dadurch an der Beschlussfassung
des Aufsichtsrats teilnehmen, dass sie schriftliche Stimmabgaben durch ein anderes

Aufsichtsratsmitglied überreichen lassen. Darüber hinaus können sie ihre Stimme
auch im Vorfeld der Sitzung, während der Sitzung oder nachträglich innerhalb einer
vom Vorsitzenden des Aufsichtsrats zu bestimmenden angemessenen Frist auch

mündlich, fernmündlich, per E-Mail oder mittels sonstiger elektronischer Kommunika-
tionsmittel abgeben. Ein Recht zum Widerspruch gegen die vom Vorsitzenden ange-
ordnete Form der Beschlussfassung besteht nicht.

4.

Beschlüsse können auch ohne Einberufung einer Sitzung schriftlich, fernmündlich, per
E-Mail oder per Videokonferenz oder mittels sonstiger elektronischer Kommunikati-
onsmittel gefasst werden, wenn der Vorsitzende es anordnet und entweder die teil-
nehmenden Aufsichtsratsmitglieder durch elektronische Kommunikationsmittel mitei-
nander in Verbindung stehen und den Beschlussgegenstand erörtern können oder
kein Mitglied des Aufsichtsrats dem Verfahren widerspricht.

5.

Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder, aus
denen er insgesamt zu bestehen hat, an der Beschlussfassung teilnehmen. In jedem
Fall müssen drei (3) Mitglieder an der Beschlussfassung teilnehmen.

6.

Beschlüsse des Aufsichtsrats bedürfen der Mehrheit der abgegebenen Stimmen, so-
weit das Gesetz oder die Satzung nicht zwingend etwas anderes bestimmen. Stimm-

enthaltungen gelten in diesem Sinne nicht als abgegebene Stimmen. Ergibt eine Ab-
stimmung Stimmengleichheit, gibt die Stimme des Vorsitzenden oder, falls dieser nicht
an der Beschlussfassung teilnimmt, des Stellvertreters den Ausschlag (Stichent-
scheid).

7

Über die Sitzungen des Aufsichtsrats sowie über Beschlussfassungen des Aufsichts-
rats außerhalb von Sitzungen im Sinne von Absatz 5 sind Niederschriften zu fertigen.
Der Vorsitzende des Aufsichtsrats hat die Niederschriften zu unterzeichnen.

8.
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510

1.

511

512

Vergütung

Den Aufsichtsratsmitgliedern kann für ihre Tätigkeit eine Vergütung gewährt werden.
Sie wird von der Hauptversammlung bewilligt.

Die Gesellschaft erstattet den Aufsichtsratsmitgliedern über die Vergütung gemäß vor-
stehenden Absätzen hinaus die ihnen bei der Ausübung ihres Aufsichtsratsmandates
vernünftigerweise entstehenden Auslagen auf Nachweis sowie die etwa auf ihre Ver-
gütung und Auslagen zu entrichtende Umsatzsteuer.

2.

Die Aufsichtsratsmitglieder werden in eine im Interesse der Gesellschaft von dieser in
angemessener Höhe unterhaltene Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung für Or-
ganmitglieder einbezogen, soweit eine solche besteht. Die Prämien hierfür entrichtet
die Gesellschaft.

3.

V. Hauptversammlung

Ordentliche Hauptversammlung

Die ordentliche Hauptversammlung wird innerhalb der ersten acht Monate eines Ge-
schäftsjahres abgehalten.

1.

Die ordentliche Hauptversammlung beschließt insbesondere über die Verwendung
des Bilanzgewinns, über die Entlastung des Vorstands und des Aufsichtsrats, über die
Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern, über die Wahl des Abschlussprüfers und in den
vom Gesetz vorgesehenen Fällen über die Feststellung des Jahresabschlusses sowie
auf Antrag des Vorstandes der Gesellschaft über besondere Angelegenheiten.

2.

Ort und Einberufung der Hauptversammlung; Teilnahme

Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft in München, am Ort der im
Handelsregister eingetragenen Geschäftsanschrift oder an einem deutschen Börsen-
platz statt.

1.

Die Hauptversammlung ist mindestens mit der gesetzlich vorgeschriebenen Mindest-
frist einzuberufen.

2.

Der Vorstand ist ermächtigt, vorzusehen, dass die Hauptversammlung unter Einhal-
tung der hierfür vorgesehenen rechtlichen Voraussetzungen ohne physische Präsenz
der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung abgehalten
wird (virtuelle Hauptversammlung). Diese Ermächtigung gilt für die Abhaltung von vir-
tuellen Hauptversammlungen bis zum Ablauf des 31. August 2026.

3.

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind
nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich rechtzeitig angemeldet und ihren Anteils-
besitz nachgewiesen haben.

4.

Die Anmeldung muss der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten
Adresse mindestens sechs (6) Tage vor der Hauptversammlung zugehen; in der Ein-
berufung kann eine kürzere, in Tagen bemessene Frist vorgesehen werden. Der Tagder Hauptversammlung und der Tag des Zugangs sind bei der Berechnung der Frist
nicht mitzurechnen. Die Anmeldung muss in Textform (8 126b BGB) oder auf einem

5.
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514

sonstigen, von der Gesellschaft näher zu bestimmenden elektronischen Weg in deut-
scher oder englischer Sprache erfolgen.

Der Nachweis des Anteilsbesitz nach Absatz 4 muss in Textform ($ 126b BGB) erfol-
gen. Ein Nachweis über den Anteilsbesitz gemäß 8 67c Abs. 3 AktG ist hierfür in jedem
Fall ausreichend. Der Nachweis des Anteilsbesitzes hat sich auf den Geschäftsschluss
des 22. Tages vor der Hauptversammlung („Nachweisstichtag") zu beziehen und muss
der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse mindestens
sechs (6) Tage vor der Hauptversammlung zugehen. In der Einberufung kann eine
kürzere, in Tagen zu bemessende Frist vorgesehen werden. Der Tag der Hauptver-
sammlung und der Tag des Zugangs sind bei der Berechnung der Frist nicht mitzu-
rechnen.

6.

Die Teilnahme von Aufsichtsratsmitgliedern an der Hauptversammlung darf im Wege
der Bild- und Tonübertragung erfolgen, wenn (i) das betreffende Aufsichtsratsmitglied
an der physischen Teilnahme am Ort der Hauptversammlung verhindert ist, seinen
Wohnsitz im Ausland hat oder seine Anwesenheit am Ort der Hauptversammlung mit

einer unangemessen langen Reisedauer verbunden wäre, oder (ii) wenn die Haupt-
versammlung als virtuelle Hauptversammlung abgehalten wird.

7.

Stimmrechtsausübung und Vertretung

Das Stimmrecht kann durch einen Bevollmächtigten ausgeübt werden. Die Erteilung
der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der
Gesellschaft bedürfen der Textform (8 126 b BGB). In der Einberufung der Hauptver-
sammlung kann eine Erleichterung der Form bestimmt werden. $ 135 AktG bleibt un-
berührt.

1.

Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre an der Hauptversammlung
auch ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevollmächtigten teilnehmen
und sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege elektronischer
Kommunikation ausüben können (Online-Teilnahme). Der Vorstand ist auch ermäch-

tigt, die Einzelheiten zum Verfahren zu treffen. Diese werden mit der Einberufung der

Hauptversammlung bekannt gemacht.

2.

Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre ihre Stimmen, auch ohne
selbst oder durch einen Vertreter an der Versammlung teilzunehmen, schriftlich oder
im Wege elektronischer Kommunikation abgeben dürfen (Briefwahl). Der Vorstand ist
auch ermächtigt, die Einzelheiten zum Verfahren zu treffen. Diese werden mit der Ein-
berufung der Hauptversammlung bekannt gemacht.

3.

Stimmrecht und Leitung der Hauptversammlung

Jede Aktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme, soweit das Stimmrecht
nicht durch Gesetz oder Satzung ausgeschlossen ist.

1.

Die Hauptversammlung fasst ihre Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der abgegebe-
nen Stimmen, soweit das Gesetz nicht zwingend etwas anderes vorschreibt. Sofern
das Gesetz für Beschlüsse der Hauptversammlung außer der Stimmenmehrheit eine
Kapitalmehrheit vorschreibt, genügt, soweit gesetzlich zulässig, die einfache Mehrheit
des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals.

2.
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Sofern bei Wahlen im ersten Wahlgang die erforderliche Stimmenmehrheit nicht er-
reicht wird, findet eine Stichwahl zwischen den Personen statt, die die höchsten
Stimmzahlen erhalten haben. Bei der Stichwahl entscheidet die höchste Stimmenzahl,
bei Stimmengleichheit das durch den Versammlunggsleiter zu ziehende Los.

3.

Der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder ein von ihm bestimmtes anderes Aufsichtsrats-
mitglied führt den Vorsitz in der Hauptversammlung (Versammlunggsleiter). Wenn we-
der der Vorsitzende des Aufsichtsrats noch ein von ihm bestimmtes Aufsichtsratsmit-
glied die Versammlungsleitung übernimmt, wählt der Aufsichtsrat den Versammlungs-
leiter. Macht der Aufsichtsrat hiervon keinen Gebrauch, wählt die Hauptversammlung
den Versammlungsleiter.

4.

Der Versammlunggsleiter leitet die Hauptversammlung und regelt ihren Ablauf. Er kann
sich hierbei, insbesondere bei der Ausübung des Hausrechts, der Unterstützung von
Hilfspersonen bedienen. Der Versammlungsleiter bestimmt die Reihenfolge der Red-
ner und der Behandlung der Tagesordnungspunkte sowie die Form, das Verfahren
und die weiteren Einzelheiten der Abstimmung und kann, soweit gesetzlich zulässig,
über die Zusammenfassung von sachlich zusammengehörigen Beschlussgegenstän-
den zu einem Abstimmungspunkt entscheiden.

5.

Der Versammlunggsleiter ist ermächtigt, das Rederecht der Aktionäre sowie Fragen der
Aktionäre im Sinne des $ 131 Abs. 1 Satz 1 AktG, Nachfragen im Sinne des $ 131
Abs. 1d Satz 1 AktG und Fragen zu neuen Sachverhalten im Sinne des $ 131 Abs. 1e
Satz 1 AktG zeitlich angemessen zu beschränken. Er kann dabei insbesondere Be-
schränkungen der Redezeit, der Fragezeit (einschließlich der Zeit für Nachfragen und
Fragen zu neuen Sachverhalten) oder der zusammengenommenen Rede- und Frage-
zeit (einschließlich der Zeit für Nachfragen und Fragen zu neuen Sachverhalten) sowie
den angemessenen zeitlichen Rahmen für den gesamten Hauptversammlungsverlauf,
für einzelne Gegenstände der Tagesordnung und für einzelne Redner zu Beginn oder
während des Verlaufs der Hauptversammlung angemessen festlegen; das schließt
insbesondere auch die Möglichkeit ein, erforderlichenfalls die Wortmeldeliste vorzeitig
zu schließen und den Schluss der Debatte anzuordnen.

6.

Der Vorstand oder der Versammlunggsleiter kann die teilweise oder vollständige Auf-
zeichnung und Übertragung der Hauptversammlung in Ton und Bild über elektronische
und andere Medien zulassen. Die Übertragung kann auch in einer Form erfolgen, zu
der die Öffentlichkeit uneingeschränkt Zugang hat.

7.

VI. Geschäftsjahr, Jahresabschluss, Gewinnverwenduna, Gründungsaufwand

515 Geschäftsjahr

Das Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr.

516 Aufstellung des Jahresabschlusses

1. Der Vorstand hat in den ersten drei Monaten des Geschäftsjahres den Jahresab-
schluss und den Lagebericht für das vergangene Geschäftsjahr aufzustellen und mit
dem Vorschlag für den Beschluss der Hauptversammlung über die Verwendung des
Bilanzgewinns dem Aufsichtsrat unverzüglich zuzuleiten.
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517

518

Spätestens innerhalb der ersten acht Monate des neuen Geschäftsjahres sind Jahres-
abschluss, Lagebericht und zusätzliche Erläuterungen sowie der Bericht des Auf-
sichtsrats und der Vorschlag für die Verwendung eines Bilanzgewinns der Hauptver-
sammlung vorzulegen.

2.

Gewinnverwendung

Die Hauptversammlung beschließt über die Verwendung des sich aus dem festgestell-
ten Jahresabschluss ergebenden Bilanzgewinns. Sie kann auch eine andere Verwen-
dung bestimmen, als sie in 95 58 Abs. 3 Satz 1 AktG vorgesehen ist.

1.

Die Hauptversammlung kann anstelle oder neben einer Bar- auch eine Sachausschüt-
tung beschließen.

2.

Nach Ablauf eines Geschäftsjahres kann der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichts-
rates im Rahmen des 95 59 AktG eine Abschlagsdividende an die Aktionäre ausschüt-
ten.

Gründungsaufwand

3.

Sondervorteile oder ein Gründungslohn werden nicht gewährt.1.

Der Gründungsaufwand ist von der Gesellschaft zu tragen. Der Gründungsaufwand
wird auf höchstens € 10.000,00 festgesetzt.

2.

Die voraussichtlichen Kosten berechnen sich wie folgt:

a) FRegistergebühren: 1.000,00 Euro

b) Notargebühren: 7.000,00 Euro

c) Sonstige Gebühren (Rechts- 2.000,00 Euro
anwalt, Steuerberater, u.a.)

Summe: 10.000,00 Euro

Durch die Gründung eventuell anfallende Steuern trägt auch im Innenverhältnis die
Gesellschaft.

3.
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